
Art. 19 Grundrechte und Grundpflichten der Bürger

werden nur dann und dadurch realisiert und garantiert sein, wenn das werktätige Volk un­
ter Führung der Arbeiterklasse und ihrer Partei die politische und ökonomische Macht 
ausübt und die Bedingungen für die Freiheit des Volkes und jedes einzelnen schafft« 
(Eberhard Poppe, Die Rolle der Arbeiterklasse .. ., S. 6).

6 2. Wenn Art. 19 Abs. 1 Satz 1 verkündet, daß die DDR allen Bürgern die Ausübung 
ihrer Rechte und die Mitwirkung an der Leitung der gesellschaftlichen Entwicklung ga­
rantiere, so beruht dieser Verfassungssatz auf der These, daß sie dazu ihre Qualität als so­
zialistischer Staat befähige, also eines Staates, in dem die politische Macht von den 
Werktätigen unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei 
ausgeübt werde und als dessen unantastbare Grundlagen das feste Bündnis der Arbeiter­
klasse mit der Klasse der Genossenschaftsbauern, den Angehörigen der Intelligenz und 
den anderen Schichten des Volkes, das sozialistische Eigentum an Produktionsmitteln so­
wie die Leitung und Planung der gesellschaftlichen Entwicklung (Art. 1, Art. 2) seien. 
Damit ist auch Art. 19 Abs. 3 Satz 1 erklärt, wenn es darin heißt, daß jeder Bürger frei 
von Ausbeutung, Unterdrückung und wirtschaftlicher Abhängigkeit gleiche Rechte und 
vielfältige Möglichkeiten habe, seine Fähigkeiten in vollem Umfange zu entwickeln und 
seine Kräfte aus freiem Entschluß zum Wohle der Gesellschaft und zu seinem eigenen 
Nutzen in der sozialistischen Gemeinschaft ungehindert zu entfalten. Während Art. 19 
Abs. 1 Satz 1 die Ausübung der Rechte der Bürger, wie sie in den Art. 21 ff. im einzelnen 
genannt werden, meint, betrifft Art. 19 Abs. 3 Satz 1 auch den Gleichheitssatz, wie er in 
Art. 20 genauer formuliert wird (s. Rz. 1-14 zu Art. 20). Es kann indessen keine scharfe 
Trennungslinie zwischen den staatsbürgerlichen Rechten und der Gleichheit der Bürger 
gezogen werden. Zwischen beiden besteht Interdependenz.

7 3. Das Verhältnis der sozialistischen Persönlichkeitsrechte zu den Grundrechten 
anderer Konzeption. Uber das Verhältnis der sozialistischen Persönlichkeitsrechte (der 
sozialistischen Grundrechte) zu den Grundrechten, wie sie in den Verfassungen »bür­
gerlich-kapitalistischer« Staaten deklariert oder konstituiert sind, gab es in der DDR 
Nuancen der Auffassung. Ulrich Krüger vertrat die Ansicht, daß die Arbeiter-und- 
Bauern-Macht sowohl die bekannten und überkommenen Freiheitsrechte umgewandelt 
als auch die wichtigsten »Gestaltungsrechte« zusätzlich festgelegt habe, die über die in 
den Verfassungen bürgerlicher Staaten fixierten Grundrechtskataloge hinausgingen (Sozia­
listische Masseninitiative und Grundrechte, S. 185). Eberhard Poppe und Rolf Schüsseler 
dagegen meinten, der bürgerliche Grundrechtskatalog werde durch die sozialistischen Per­
sönlichkeitsrechte gesprengt. Von einer Kontinuität der Rechtsform bzw. von einer Über­
nahme oder »Vervollkommnung« der bürgerlichen Grundrechte könne mithin keine Rede 
sein, weil die ihnen zugrunde liegenden gesellschaftlich-politischen Momente prinzipiell 
anders beschaffen seien, weil mit ihnen prinzipiell verschiedene gesellschaftliche Beziehun­
gen zum Ausdruck gebracht würden, die in Inhalt und Form notwendig eine prinzipiell 
andere Rechtsgestaltung erforderten (Sozialistische Grundrechte und Grundpflichten der 
Bürger, S. 222). Der notwendige Zusammenhang zwischen der sozialistischen Gesell­
schaft und den sozialistischen Grundrechten werde mystifiziert, wenn zwischen solchen 
Grundrechten unterschieden werde, die auch in (bürgerlich-) demokratischen Verfassun­
gen vorzukommen pflegten, und solchen, die erstmalig von einer sozialistischen Staats- 538
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